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An den 

Präsidenten des Natiorialrates, 

Wien 
========= 

Zu der schriftlichen Anfrage NI'. 2/J vom 29. April 1910 
der Abgeordneten Peter, Dr. Scrinzi l..Uld Genossen an den Herrn 
Bundeskanzler, betreffend berechtigte Forderung der "Vereinigung 

. der Finanzakademiker Österreichs", welche wie folgt lautet: 

"Die gewählten Vertreter der in der "Vereinigung der Finanz::: 
akademikerÖsterreichs ll zusaminengeschlossenen Finanza1cademiker haben 

. . \ 

auf dem am 12. Dezember 1969 in Wien abgehaltenen Delegiertentag 
eine Entschließung ge faßt .• In dieser Entschließung vii:cd eine gesetz= 
liehe Regelung des Inhaltes· gefordert, "d)aß elie J.Jaufbalmen' aller 
Beamten der ·Allgemeinen Vervral tung unter Zugrundelegv.ng sO\'lohl des 

durch die 19. Gehaltsgesetz-Novelle eingeführten Vorrückungsstich= 
ta.ges, als auch der neuen Beförderungsrichtlinien (derneuen Be= 
förderungspraxis) durchzurechnen sind und daß die sich aus der· 
Durchrechnung allenfalls ergebende günstigere' dienst-und besoldlmgs=:= 
rechtliche Stellung deo Beamten mit Bescheid neu festzusetzen ist 
(keine "Kann"-Bestimmung!)." 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten an den Herrn Blmdes= 
kanzl·er die 

Anfrage: 
1) \7elche Stellungnahme geben Sie zu dieser Forderung ab? 
2) V;erden Sie Vertretern der IIVereinigtUlg der Finanzakademiker 

Österreichs " Gele[~ellhei t geben, da s gegenständliche Anliegen 
in einer Vorsprache mündlich zu erläutern?" 

teile ich'iü't: 
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1. Zu der Entschließung des Delegiertent2ges d.er Vereinigung 

der Finanzakademiker Österreichs vom 12. Dezember 1969, in der 

eine Heudurchrechnung der IJaufbahnen aller Beamten der Allgemeinen 

Vervml tung lmter Zugrundelegung des durch die 19. Gehal tsgesetz­

Novelle eingeführten Vorrückungsstichtaees und der neuen TIeför= 

derungsrichtlinien gefordert wird, gebe ich folgende Stellung= 

nahme ab: 

Die Verbesserung des VorrÜCkUll[Sstichtages nach der 

19. Gehaltsgesetz-Novelle bringt vielen ä.lteren Beamten ill1ter 

Berücksichti{;ung ihrer bisherigen IJaufbahn eine VerbessertLl'lg der 

besoldungsrechtlichen Stellung. Eine unbeschr8nkte Auswirkung 

dieser Stichtagsverbesserung ist bei Verwaltungsbeamten jedOCh 

; 

nicht irr.Jner möglich, da sie 'nicht, Vlie etwa die JJehrer, automatisch 

vorrücken, sondern lei tende Punktionen im ßeförderungswege errej.chen ~ 

Ihre dienstrechtliche Stellung muß daher bei jeder Beförderung 

erneut beurteilt werden. Abgesehen davon verursacht bereits die 

Itegelung der 19 •. Gehal tsgesetz-Novelle einen jährlichen Mehrauf= 

wand von et'Ha 600 Idillionen Schilling, der ab 1. Jänner 1972 voll 

wirksam. wird. 

Die 19. Gehaltsgesetz-Novelle sieht zwar eine Ncudurch= 

rechnung der Vordienstzeiten vor, vermag aber vleder die vor ihrem 

I1ü:rafttreten erfolgten Vordienstzeitenanrechnungen zu mmullj.eren, 

noch die Armendung von I3eföro.orungsr:Lch tlinic:n rp.ckwirkend zu ver:::. 

bessern. Die ill der Entschließung vom 12. Dezember 1969 geforderten 

Eaßnahmen vrLirden zu einem erheblichen Verwaltungsmehraufwand fUhren, 

der rü t dem bestehenden })ersonal keinesfalls bevvs.l tigt '."erden 

kÖllilte. };ine solche Heuaufrollul1G aller Vordienstzei tena.'tlreclmungen 

\vi5.rdoauch nur einem l.Ulverhäl tnismäßig kleinen Teil der Beamtenschaft' 

eine Verbesserung bringen. 

Dagegen kann ich darauf verwe 1.son, daß in einer Regierungs=:. 

vorlage einer 20. Gehal tsge setz-Eovelle, die voraussichtlich ün 

Juni 1970 dem Nationalrat vorgelegt werden wird, weitere entscheidon= 

de Verbesserungen auf dem Vordienstzeitensektor vorgesehen sind, 

so etwa weitergehende Berücksichtig'Lmgen von Schul:'" und Studien= 

zeiten, die für viele Beamte eine besoldungsrechtliche 3esser= 

stellung er'i':arten lassen. 
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Das Hecht der Beförderung von Beamten kommt nach den Be= 

stinmlUngen des Bundes-Verfassungsgesetzes dem 13u ... '1despräsidenten zu. 

Zur :Erzielung einer gleichmäßigen Behandlung der Beamten viUrden 

von der Präsidentschafts kanzlei im. l~invernehmen mit dem Blmdes= 

kanzleramt gewisse Grundsätze ausgearbeitet, die für die Behandlung 

der Beförderungsanträge-der Ressorts beachtet werden sollen. Diese 

"Richtlinien"" in denen I,ündestdibnstzei ten zur Erlangung der ein= 

ze1nen Dienstklassen angeführt sihd, geben einerseits dem Beamten 

keinen Anspruch, bei Vorliegen be~timmte::, Vorauss'etzungen ernannt 

zu \7erden, schränken anderersei ts l das Recht des Bundef3präsidenten, 

Ernennungsakte auch dann vorzunehmen, Vlenn die Richtlinien nicht 

zur Gänze erfüllt werden, in keiner Weise ein. Sie sind demnach 

nur für 6.en internen Dienstge'brauch bestimmt und wurden daher auch 

nicht verlautbart, um jeden Anschein einer Einschränkung desEr= 

messens des Bundes}räsidenten zu vermeiden. 

2. Ich werde den Vertretern der lIVereinünmr.- der Finanzakade= ~_' w 

miker Österrei.chs" gerne Gelegenheit geben, das gegenständliche 

Anliegen in einer Vorsprache in der zuständigen Sektion des BUlldes= 

kanzleramtes mündlich zu erläutern und mir darüber Bericht erstatten 

lassen. 

29. Mai 1970 
Der Bunde sl;:anzler: r/ " 
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